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Antrag 166/I/2022

Beschluss
Beschluss des Parteitages

Den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) noch stärker in den Dienst der Gesellschaft stellen – Kein
Anbieter-Wettbewerb zulasten der Bürger*innen und der Daseinsvorsorge

Die SPD-Fraktion fordert den Senat auf, auf das Land Brandenburg und den VBB einzuwirken, die Vergabepraxis im

Schienenpersonennahverkehr (SPNV) grundlegend zu ändern.

Wir wollen

• mehr direkten öffentlichen Einfluss auf den SPNV statt Unsicherheit bei der Leistungserbringung durch instabile Ver-

kehrsunternehmen;

• höheres Engagement für einen leistungsfähigen SPNV statt langwierige und kostspielige Ausschreibungsverfahren;

• die schrittweise Umstellung des bisherigen Ausschreibungswettbewerbs hin zu gemeinsamen Vergaben mit Branden-

burg an ein landeseigenes Verkehrsunternehmen sowie Direktvergaben an bewährte Anbieter*innen;

• die Prüfung des Aufbaus eines Landeseisenbahnunternehmens und die Einrichtung eines Fahrzeugpools der beiden Län-

der.

Außerdem soll sich der Senat auf Bundesebene dafür einsetzen, den politischen Einfluss auf die DB AG zu nutzen, um das

Bundeseisenbahnunternehmen stärker in den Dienst der Gesellschaft zu stellen.

Unser Ziel ist es, aufwändigeundzeitraubendeVergabeverfahrenmithohenKosten zuvermeiden.Diese sollennurdanndurch-

geführt werden, wenn sie zwingend erforderlich erscheinen. Gleichzeit soll die Qualität der Verkehrsleistung gesichert und zu

einem angemessenen und wirtschaftlichen Leistungspreis vergeben werden.

Wirwollen verhindern, dass Verkehrsunternehmendurch unrealistisch niedrige Angebote, die zu Lohndumping durchWettbe-

werb führen, zunächst den Zuschlag erhalten und anschließendmit Nachforderungen Druck auf die öffentlichen Aufraggeber

ausüben. Oder ihre Leistung einstellen und damit die Mobilität der Bürgerinnen und Bürger massiv beeinträchtigen und der

Daseinsvorsorge schaden.

Überweisen an

AH Fraktion, Bundesparteitag 2023, Landesgruppe, Senat
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